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Im Folgenden möchte ich drei Vermutungen äußern und sie kurz begründen:

1. Die Europäische Union erreicht ihr Kioto-Ziel – wenn überhaupt – nur mit großer Mühe.

2. Bereits bei den Nationalen Allokationsplänen müssen viele Mitgliedstaaten auf den Kauf von Guthaben in Drittländern zurückgreifen.

3. Die erwarteten Kosten der Stromerzeugung bestimmen in zunehmendem Maß die Wahl der Energietechnologie.

Es handelt sich dabei um Vermutungen oder Annahmen, nicht um Vorhersagen. Denn wir können die Zukunft nicht vorhersehen. Allerdings erhalten wir aus den derzeitigen energiepolitischen Beschlüssen der Europäischen Union belastbare Hinweise auf die zu erwartenden Randbedingungen. Die wichtigsten sind:

· der europäische Binnenmarkt für Energie, mit anderen Worten, die Energiepolitik ist der Wettbewerbspolitik unterworfen

· die klimapolitischen Beschlüsse der Europäischen Union, vor allem ihr Bemühen, den zu erwartenden globalen Temperaturanstieg auf 2 Grad zu beschränken

· das Verfassungsprinzip der Nachhaltigkeit.

Doch nun zur Vermutung Nummer 1: Die Europäische Union erreicht ihr Kioto-Ziel – wenn überhaupt – nur mit großer Mühe.

Die Wirklichkeit bleibt hinter den Zeitvorstellungen der Szenarien zurück.  So nehmen die Emissionen von Treibhausgasen nicht nur weltweit zu, sondern steigen inzwischen auch wieder in der EU. Verantwortlich ist vor allem der Verkehr. Deshalb erzeugt die EU heute mehr CO2 als 1990. Seit 1990 ging EU-weit die Emission der Treibhausgase nur etwas zurück, weil es gelang, Methan (CH4) und Lachgas (N2O) spürbar zu vermindern, ein Vorgang, der sich nicht wiederholen läßt.  

Europa wird sein Kioto-Ziel nicht erreichen, wenn es nicht zusätzliche Maßnahmen ergreift. Dies ist jedenfalls die Auffassung der Europäischen Umweltagentur, die sie am Jahresende 2004 der Öffentlichkeit zu Gehör gebracht hat. Die EU-15-Mitgliedstaaten haben bis 2002, dem letzten Jahr, für das vollständige Daten vorliegen, ihre Gesamtemissionen der sechs Treibhausgase um 2,9% unter das Niveau von 1990 gedrosselt. Hochrechnungen zeigen weiter, daß die Emissionen der EU-15-Mitgliedstaaten bis zum Jahr 2010 lediglich um 0,6% Prozent gesenkt werden. Wenn Schweden und Großbritannien ihr Ziel übererfüllen, dann wird es vielleicht 1% sein. Besonders Dänemark, Italien, Portugal und Spanien sind auf dem Wege, die festgelegten Emissionen zu überschreiten. Selbst mithilfe der Kioto-Mechanismen und geplanter zusätzlicher Maßnahmen werden sie die Zielwerte nicht erreichen. 

Auch in unserem Nachbarland Österreich lagen die Treibhausgasemissionen 2002 um 0,3% höher als 2001. Verglichen mit 1990 war es sogar ein Anstieg um 8,5%. Österreich müßte seine Emissionen (84,6 Mio t im Jahre 2002) um jährlich mindestens 1,4 Mio t verringern, um das Kioto-Ziel – minus 13% auf der Basis 1990 – zu erreichen. 

Interessant ist auch ein genauerer Blick auf Deutschland. Nimmt man Deutschland als Ganzes, so beeindruckt der Rückgang aller Treibhausgasemissionen um etwa 19 % gegenüber 1990. Die CO2-Emissionen sind allerdings nicht ganz so stark zurückgegangen. Sie waren bis zum Jahre 2002 um 15,7% geringer als 1990. Nimmt man hingegen ein westliches Bundesland wie Baden-Württemberg, so nahmen die CO2-Emissionen bis 2002 sogar um 5,5% zu, wie aus dem jüngsten Energiebericht des Landes hervorgeht. 

Erklären läßt sich diese Diskrepanz durch den statistischen Effekt der Wiedervereinigung, der die gesamtdeutschen Daten verändert hat, aber nicht die eines Bundeslandes. Hinzu kommt eine alles in allem immer noch dynamische Wirtschaftsentwicklung im südwestlichen Bundesland, im Vergleich zur Stagnation in anderen Teilen Deutschlands.  In Baden-Württemberg nahm deshalb der Bedarf an Primärenergie seit 1990 um 6,9% zu, in Deutschland nahm er um 2% ab. 

Der Blick auf Baden-Württemberg's Energie- und Treibhausgasbilanzen läßt erahnen, welche Schwierigkeiten uns erwarten, wenn wir die Emissionen weiter senken wollen. Denn den Wiedervereinigungseffekt gibt es nur einmal. Er läßt sich nicht wiederholen. 
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Deutschlands Wirtschaft erholt sich langsam. Sie wuchs im Jahre 2004 wieder um 1,6%. Gegenüber 2003 hat sich der Energieverbrauch nicht verändert. Daraus kann man ableiten, daß bei höherem Wachstum als 1,6% auch der Energieverbrauch wieder ansteigt, ähnlich wie in Baden-Württemberg und anderen westlichen Bundesländern. Die EU-Kommission schätzt deshalb, daß Deutschland trotz aller begonnenen Maßnahmen seine Emissionsziele nicht erreichen wird.

Nun gibt es in den EU-15 Staaten eine Reihe zusätzlicher und ehrgeiziger Programme, die derzeit in einem fortgeschrittenen Planungsstadium sind. Auch wird der Emissionshandel etwas Entlastung bringen. Von den Kioto-Mechanismen JI und CDM erwartet man einen Reduktionsbeitrag von 1,1%, gemessen an den angestebten 8%. Und einige Staaten werden – geht es nach deren Prognosen – das Kioto-Ziel sogar übererfüllen. Läuft alles nach Plan, so sieht die optimistische Projektion der EU-Kommission eine Absenkung der Treibhausgasemissionen sogar von 8,8 % vor. (Der Bericht ist unter http://europa.eu.int/comm/environment/climat/gge.htm zugänglich.) 

Doch die Erfahrung läßt vermuten, daß sich solche Pläne leichter beschließen als verwirklichen lassen. Aller Voraussicht nach wird die Absenkung der Emissionen nur erreicht werden, wenn mehr als vorgesehen kostengünstige CO2-Guthaben in Drittländern erworben werden, wenn also die Kiotomechanismen JI und CDM agressiver genutzt werden, wie die folgende Darstellung zeigt.

Aktuelle und projizierte EU-15 Treibhausgasemissionen im Vergleich mit den Kioto-Zielen für 2008-2012
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Wie steht es nun um die neuen Beitrittsstaaten?

Die neuen Beitrittsstaaten haben eigene Einsparziele, nämlich 8% für die Tschechische Republik, Estland, Lettland, Litauen, die Slowakische Republik und Slowenien, und 6% für Ungarn und Polen. Zypern und Malta haben keine Einsparziele. Mit Ausnahme von Slowenien werden alle neuen Mitgliedsländer ihre Kioto-Ziele erfüllen. Slowenien hofft, sein Kiotoziel bis zum Jahr 2010 mithilfe zusätzlicher Programme und Maßnahmen, wozu auch die Kohlenstoffbindung durch Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft gehört, erreichen zu können. 

Während in den 90-er Jahren in den ost- und mitteleuropäischen Beitrittsstaaten des Zusammenbruchs der oft unwirtschaftlichen Schwerindustrie wegen die Treibhausgasemissionen drastisch zurückgingen, zeigt inzwischen die Tendenz auch bei ihnen wieder nach oben. Die Wirtschaft wächst wieder, zum Teil mit Wachstumsraten bis zu 5%. In der Post-Kioto Phase erwarten sie deshalb dieselben Schwierigkeiten wie die EU-15 Mitgliedstaaten. Und die billigen Maßnahmen zur CO2-Reduzierung werden dann erschöpft sein. 

Aktuelle und projizierte aggregierte Treibhausgasemissionen der neuen Mitgliedstaaten [image: image3.wmf]
Wie läßt sich Vermutung Nummer 2 – der wachsende Rückgriff auf CO2-Guthaben in Drittländern - begründen?

Wissen wir auch vieles nicht, so ist doch sicher, daß das Protokoll von Kioto nach der Ratifizierung durch Rußland am 16. Februar 2005 in Kraft trat. Doch niemand weiß heute, was nach Kioto kommt. COP 10 in Buenos Aires gab darüber keine Auskunft. In Europa sind sich alle Institutionen – Rat, Parlament, Kommission – einig, daß die Temperaturerhöhung nicht mehr als 2 Grad betragen soll. Sie soll nach dem IPCC dann eintreten, wenn der Gehalt an CO2 in der Atmosphäre den Mittelwert von  550 ppm übersteigt. Das sind umgerechnet jährliche Emissionen von 30 Mrd t CO2. Jetzt liegen wir bei etwa 24 Mrd t CO2. Es dauert also nicht mehr lange, dann sind wir an dieser Schwelle angelangt. Die Entwicklungsländer wollen nicht – oder noch nicht – einbezogen werden. Australien und die USA weigern sich weiterhin zu ratifizieren, was früher oder später zu Wettbewerbsproblemen innerhalb der OECD führen muß. Allerdings scheint die öffentliche Meinung in Australien Kioto-freundlicher zu sein als in den USA. Die oppositionelle Labour-Party fordert sogar die Ratifizierung von Kioto. Druck kommt vor allem von den Europäern, die in der Klimapolitik erstaunlich einig sind. Tony Blair, der in der Klimapolitik eine der größten Herausforderungen unserer Zeit entdeckt hat, versucht seine derzeitige G-8 Präsidentschaft zu nutzen, um die USA zu überzeugen, daß sie aus der selbst gewählten Isolation ausbrechen. 

Anfang Februar 2005 hat die neue Europäische Kommission ihre Vorstellungen einer künftigen Klimapolitik präzisiert. So soll versucht werden, Australien und die USA in das Kioto-Protokoll einzubinden. Auch sollen weitere Sektoren wie der Luftverkehr, die Schiffahrt und die Forstwirtschaft in den Emissionshandel einbezogen werden. Neue Technologien sollen besser genutzt werden. Und vor allem sollen die flexiblen Mechanismen – JI und CDM – fleißiger angewandt werden. 

Eine stärkere Nutzung der Forstwirtschaft zur Senkung von CO2-Emissionen wird auch in einer kürzlich erschienenen Studie des amerikanischen PEW-Instituts (www.pewclimate.org) gefordert. Bei Kosten in der Größenordnung von 30 bis 90 US-$ pro t CO2 könnten so bis zu einem Drittel der US-amerikanischen Emissionen eingespart werden. Die Kosten sind damit vergleichbar mit anderen technischen Maßnahmen, etwa im Kraftwerkssektor.

Gewißheit über den künftigen Kurs in der Klimapolitik erscheint umso wichtiger, als wir nicht nur in Europa in eine neue Kraftwerksgeneration investieren müssen. Kraftwerke haben eine Lebensdauer von vielen Jahrzehnten, deshalb müssen die Kosten einigermaßen verläßlich berechenbar sein. Es ist bereits schwierig, die künftigen Kosten der fossilen Brennstoffe richtig einzuschätzen. Noch schwieriger ist es, die Kosten der CO2-Emissionsrechte vorherzusehen. 

Die Nationalen Allokationspläne (NAP's)

Am 1.Januar 2005 begann in der EU der CO2-Emissionshandel. Die erste Handelsphase dauert von 2005 bis Ende 2007. Sie ist eine Art Testlauf. An große Kraftwerke und Anlagen, die unter das neue Handelssystem fallen, wurden entsprechend der Nationalen Allokationspläne (NAP) Emissionszertifikate verteilt. Die Anlagen dürfen demnach nur soviel CO2 emittieren, wie es die Zahl ihrer Emissionszertifikate erlaubt. Gelingt es ihnen, die Emissionen stärker zu verringern, können die Unternehmen Emissionsrechte verkaufen. Emittieren sie mehr, müssen sie Emissionsrechte hinzukaufen. CO2 erhält damit einen Preis. Er liegt derzeit bei etwa 8 € pro t CO2.

Bis zum Jahr 2007 müssen über 12000 Anlagen in der EU-25 eine Obergrenze ihres Schadstoffausstoßes  einhalten. Sie erhalten in aller Regel kostenlose Emissionszertifikate. Im Englischen nennt man dieses Verfahren Grandfathering. Für die Vergabe sind die Mitgliedstaaten verantwortlich, die auch die rechtlichen und administrativen Voraussetzungen für die Vergabe und Kontrolle schaffen müssen. Die Zuteilung begann am 6. Dezember 2004. Seit dem 28. Februar 2005 sollten alle Betreiber der – in Deutschland 2300 - Anlagen über Emissionsrechte für das erste Jahr verfügen. Am 28.April des folgenden Jahres müssen die Zertifikate wieder abgegeben werden. Ist das Konto nicht ausgeglichen, muß für jede t CO2 40 € Strafe bezahlt werden. In der zweiten Handelsperiode erhöht sich die Strafe auf 100 €. Wenn die Emissionsrechte wieder zurückgegeben werden, erhalten die Unternehmen zugeteilt. Diesmal etwas weniger, um die Betreiber zu Investitionen zu veranlassen, damit der Betrieb ihrer Anlagen noch effizienter wird.  

Längerfristig wird wohl eine Versteigerung der Emissionsrechte der vernünftigere Weg sein. Dabei werden Emissionsrechte an den Meistbietenden versteigert. Sie können am Ende wieder veräußert werden. Möglicherweise ist dieses Verfahren weniger aufwändig und auch transparenter als die kostenlose Vergabe. 

Auf die erste Handelsperiode 2005 bis 2007 folgt die nächste. Die Mitgliedstaaten bereiten sie bereits jetzt vor. Doch was danach kommt, steht noch in den Sternen.

In einigen Mitgliedstaaten wehrte sich die Industrie anfangs vehement gegen den Emissionshandel. Der Streit um eine „bedarfsgerechte Zuteilung“ hält zum Teil bis heute an. Über die gerechte Deckung des Bedarfs dürfte es auch in Zukunft keine befriedigende Lösung geben, was wohl dazu führen wird, daß die Versteigerung von Emissionsrechten wieder Anhänger gewinnt. 

Der Widerstand ist verständlich. Denn mit dem Emissionshandel erhält CO2 einen Preis. Für die Wirtschaft, vor allem die Energiewirtschaft, bedeutet dies einen Paradigmenwechsel. Sie handelt in Zukunft nicht nur mit Waren und Dienstleistungen, sondern auch mit Emissionsrechten. Wer mehr emittiert, muß mehr bezahlen. Wer CO2 einspart, hat umgekehrt einen finanziellen Vorteil. 

Die EU-Kommission hat in zwei Mitteilungen [COM(2004) 500 final] und [COM(2004) 681 final] die Nationalen Allokationspläne bewertet, die bis 20.Oktober 2004 vorlagen. Es sind dies Österreich, Dänemark, Deutschland, Irland, die Niederlande, Slowenien, Schweden und das Vereinigte Königreich, die bis 7.Juli 2004 bewertet wurden, sowie Belgien, Estland, Finnland, Frankreich, Lettland, Luxemburg, Portugal und die Slovakische Republik, deren Bewertung am 20. Oktober 2004 erfolgte. Zusammengefasst handelt es sich um fast 60% aller zu vergebenen Emissionsrechte. 

Bei der Bewertung spielte eine Rolle, ob Mitgliedstaaten mehr Emissionsrechte verteilen als der vorhersehbaren Gesamtemission entspricht. Auch müssen die Pläne mit dem Kiotoprotokoll übereinstimmen. Zum Dritten dürfen keine nachträglichen Anpassungen vorgenommen werden, mit Ausnahme einer force majeure (Naturkatastrophen, etc.). Und viertens müssen ausreichend Reserven für Neuanlagen vorgehalten werden.

Nach den bisher vorliegenden NAPs wird ausgiebig von den flexiblen Mechanismen Gebrauch gemacht. In der ersten Handelsperiode wollen folgende Staaten CO2-Emissionsguthaben in Drittstaaten erwerben:

Österreich – 35 Mio t; Dänemark – 18,5 Mio t; Irland – 18,5 Mio t; die Niederlande – 100 Mio t; Luxemburg – 15 Mio t: Belgien – wenigstens 41 Mio t.

Das sind zusammen bereits 228 Mio t, zu denen aber noch weitere Tonnen kommen werden, wenn die übrigen 9 Staaten ihre NAPs eingereicht haben werden. Vermutlich werden es am Ende über 300 Mio t sein, die in der ersten Handelsperiode hinzugekauft werden müssen. Setzt man einmal versuchsweise die Tonne CO2 mit 5 € an, so sind über 1,5 Mrd € für den Zukauf nötig. Die einzelnen Länder haben dafür auch in besonderen Klimafonds Mittel bereitgestellt, etwa die Niederlande ( € 737 Mio ), Österreich ( € 288 Mio ), Dänemark ( € 126 Mio ), Belgien ( € 120 Mio ).

Einige Mitgliedstaaten müssen Korrekturen an den Nationalen Allokationsplänen vornehmen. So wurden zuweilen zu viele Emissionsrechte ausgeteilt, wie in Belgien, Lettland, Luxemburg, Portugal, der Slowakischen Republik oder Estland. Finnland muß wegen der Åland Inseln Korrekturen vornehmen. Frankreich muß 750 zusätzliche Anlagen in seinen NAP aufnehmen, gleichzeitig muß es die Emissionsrechte um 4,5 Mio t verringern. Manche wollen auch nachträglich (ex-post) noch Korrekturen vornehmen, etwa Deutschland. Ein besonderer Fall ist Dänemark.  Es hat für seinen NAP jährliche Emissionen von 54,9 Mio t angenommen. Doch vermutlich werden es 59,7 Mio t werden. Das angestrebte Ziel einer 21%-igen Reduktion kann damit unmöglich erreicht werden. Dänemark muß deshalb vermutlich weitere Verringerungen vornehmen oder in weit höherem Maße CO2-Guthaben erwerben.

Die NAPs von Zypern, der Tschechischen Republik, Ungarn, Italien, Lithauen, Malta, Polen und Spanien werden derzeit bewertet. Griechenland's NAP steht noch aus.

Welche Wirkung der Preis für CO2 hat, sehen wir an folgenden Beispielen. Dabei gehen wir von den derzeitigen Energiepreisen aus.

Ohne Zertifikatspreise sind die spezifischen Brennstoffkosten für Erdgas mit großem Abstand die höchsten, gefolgt von der Steinkohle und – nur wenig günstiger – von der Braunkohle. Schon bei 5 € pro t CO2 wechseln Steinkohle und Braunkohle die Positionen; bei 27 € pro t CO2 sind die spezifischen  Brennstoffkosten von Erdgas günstiger als diejenigen bei der Verstromung von Braunkohle und bei 38 € pro t CO2 günstiger als diejenigen bei der Steinkohle. Nimmt man die erheblich geringeren spezifischen Investitionskosten der Gaskraftwerke hinzu, so wird der „break even“ bei den spezifischen Stromerzeugungskosten schon bei CO2-Kosten von 20 € pro t CO2 erreicht. Eine proaktive, ambitionierte Klimapolitik wird somit die Wettbewerbsposition der verschiedenen Brennstoffe spürbar verändern. 

Man kann die Zahlen auch anders ausdrücken. Bei einem CO2-Zertifikatspreis von beispielsweise 30 € /t CO2 erhöhen sich die spezifischen Brennstoffkosten von Erdgas um 1 ct/kWh, von Braunkohle um 2,8 ct/kWh. Bei 50 €/t CO2 wären es 1,8 bzw. 4,7 ct/kWh mehr. (die Zahlen stammen von Hans-Joachim Ziesing, Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin).

Eine andere Rechnung macht Carl Christian von Weizsäcker vom Max-Planck-Institut zur Erforschung von Gemeinschaftsgütern, Bonn auf. Er hält die Abtrennung und Sequestrierung von CO2 aus Kohlekraftwerken für die wirtschaftlichste Form der CO2-Vermeidung, sieht man einmal von den Kernkraftwerken ab. Nun unterstellt er Kosten der Sequestrierung von 10 € pro t CO2, und bei der Verbrennung von einer t Kohle sollen eine t CO2 anfallen. Das heißt, Kohlestrom würde um 1 ct/kWh teurer. Wenn man seiner weiteren Überlegung folgt, so emittiert die Menschheit pro Euro Welt-Bruttosozialprodukt etwa 0,5 kg CO2. Dieser Koeffizient dürfte im Zeitverlauf abnehmen, da das Wachstum der CO2 Emissionen vermutlich 2% pro Jahr, das des Weltsozialprodukts 4% betragen wird. 500g CO2 Emissionen zu vermeiden kostet, nimmt man die Sequestrierung zu Hilfe, also 0,5 ct oder 0,5% eines Euro. Oder anders ausgedrückt, man könnte mit 0,5% des Welt-Bruttosozialprodukts das Klimaproblem lösen. Bei einem angenommenen Wachstum des Welt-Bruttosozialprodukts von 4% bedeutet dies, daß man beim Anstieg des Lebensstandards eine Verzögerung von nicht einmal zwei Monaten in Kauf nehmen muß, um die Schäden einer Klimaveränderung zu vermeiden.

Allerdings ist seine Annahme über die Kosten der Sequestrierung aus heutiger Sicht recht optimistisch. Kostet sie nämlich 40 € pro t CO2, dann sind es schon 2% des Welt-Bruttosozialprodukts. Verglichen mit der Windkraft, bei der er 10 ct pro t CO2 unterstellt, wäre aber selbst dann die Sequestrierung noch zweieinhalb mal billiger. 

Nun sind aber die CO2-Vermeidungskosten in Entwicklungsländern tatsächlich viel niedriger als in Europa. Bleiben wir also einmal bei den angenommenen Kosten von 10€ pro t CO2, etwa bei der Modernisierung von chinesischen oder indischen Kohlekraftwerken. Deutschlands CO2-Emissionen betragen derzeit etwa 850 Mio t pro Jahr. Würde Deutschland durch Investitionen in diesen Ländern jährlich CO2-Guthaben in dieser Höhe erwerben, so müßte es dafür jährlich 8,5 Mrd € bezahlen. Das ist genau so viel, wie Deutschland im Jahre 2010 vermutlich zur Förderung der Erneuerbaren Energien (nach dem EEG) ausgeben wird. 

Abgesehen von diesen globalen und eher spekulativen Überlegungen ist es vielleicht nützlich, einige handfeste Beispiele auf die CO2-Vermeidungskosten zu betrachten.

Beispiel 1: Das erste CDM-Projekt, das beim Exekutivrat der UN-Klimarahmenkonvention registriert wurde, ist ein Deponiegas-Projekt in Nova Iguaçu (800 000 Einwohner), einem Vorort von Rio de Janeiro. Dort wird Sickerwasser gereinigt und das anfallende klimaschädliche Methan wird als Brennstoff in einem 12 MW-Kraftwerk genutzt. Das Projekt ist auf eine Laufzeit von 21 Jahren ausgerichtet und soll ein CO2-Äquivalent von rund 14 Mio t  einsparen. Nebenbei, der Treibhauseffekt von Methan ist 21 mal größer als bei CO2, das heißt, den 31.900 t an jährlich eingespartem Methan entsprechen 670.000 t CO2.  Projektparteien sind die bei der Weltbank angesiedelte Netherlands Clean Development Facility (NCDMF) und das brasilianische Konsortium NovaGerar. Bis einschließlich 2012 soll das niederländische NCDMF 2,5 Mio t aus dem Projekt erhalten. Der Preis je t beträgt laut Angaben der Weltbank 3,35 €. Bei einem Handelspreis um die 8 € in Europa ist dies ein gutes Geschäft.

Beispiel 2: In Bandeirantes, einem Vorort von São Paolo, wird Methan aus einer Abfalldeponie gewonnen. In 21 Jahren sollen 19 Mio CO2-Äquivalente eingespart werden. Unterstellen wir wieder einen Handelspreis von 3,35 €, so bringt das CDM-Projekt fast 64 Mio  zusammen.

Beispiel 3: Im Cauca-Tal in Kolumbien wird Zuckerrohrbagasse als Brennstoff benutzt. Mit den Einnahmen aus dem CDM-Projekt werden soziale Projekte für 120 Kinder und ihre Familien finanziert

Beispiel 4: Noch nicht genehmigt ist ein Projekt in einer Kältemittelfabrik im indischen Ranjitnagar. Dort entweicht bei der Herstellung von HCFC-22 als Nebenprodukt Trifluormethan, auch HFC-23 genannt, ein Gas, das 1700 mal klimaschädlicher ist als CO2. In Europa soll die Herstellung deshalb untersagt werden. Ein internationales Firmenkonsortium bot an, das Gas zu verbrennen. Bislang hat der CDM-Exekutivrat sein Einverständnis zurückgehalten, weil der Gewinn äußerst hoch wäre. Man spricht von 40 € Reingewinn pro Tonne Kältegas. 

Beispiel 5: Im Kreiskrankenhaus Sigmaringen/Baden-Württemberg optimieren die örtlichen Stadtwerke die Wärmeversorgung mit einem erdgasbetriebenen Blockheizkraftwerk. Das Besondere an dem Projekt ist, daß durch einfache Maßnahmen die Rücklauftemperatur unter 50ºC gesenkt werden konnte. Bei Investitionen von € 620000 konnten 360 t CO2 pro Jahre gespart werden. Geht man einmal davon aus, daß die Anlage eine Lebensdauer von 20 Jahren hat, so werden in dieser Zeit 20 mal 360 gleich 7200 t CO2 eingespart. Teilt man nun die Investitionen von € 620000 durch die eingesparte Menge an CO2, so ergeben sich Kosten in Höhe von 86,1 €/t CO2. Eine andere Rechnung der Hersteller (f.peetz@midiplan.de) zeigt, daß die spezifischen CO2 Emissionen 0,225 kg/kWhel betragen.

Beispiel 6: Im südpfälzischen Offenbach an der Queich soll noch in diesem Jahr mit dem Bau eines Erdwärmekraftwerks begonnen werden. Geplant ist eine Jahresproduktion von 38,4 Mio kWh, die ausreichen, um etwa 20000 Haushalte mit elektrischer Energie zu versorgen. Die Investitionskosten werden auf 22 Mio € geschätzt. In Deutschland wurde die Geothermie interessant, seitdem das Erneuerbare Energien Gesetz (EEG) eine Vergütung von bis zu 15 Cent pro kWh vorsieht. Die Hersteller rechnen sogar mit Gestehungskosten unter 15 Cent. Bei entsprechenden Bohrpreisen könnte der Erzeugungspreis sogar auf drei bis vier Cent fallen. Im Vergleich zu einem Kohlekraftwerk können – wiederum nach Angaben der Hersteller – 23000 t CO2 pro Jahr eingespart werden. Geht man einmal von diesen Zahlen aus und unterstellen wir dem künftigen Kraftwerk eine Lebensdauer von 20 Jahren, so ergeben sich 43 € pro t an eingespartem CO2. 

Beispiel 7: BP Solar baut derzeit für 7,1 Mio € auf dem Gelände des ehemaligen Atomkraftwerks Greifswald in Mecklenburg-Vorpommern ein Solarkraftwerk mit einer Leistung von 1766 MW. Der erste Bauabschnitt ging bereits am 17.Dezember 2004 ans Netz. Nach Angaben der Hersteller werden im Jahr damit 1400 t CO2 gespart. Unterstellen wir wieder eine Laufzeit von 20 Jahren, sowie keine Wartungs- und Reparaturkosten, so kostet die vermiedene t CO2 genau 394,4  €.  

Beispiel 8: China hat ehrgeizige Pläne zum Ausbau seiner Energieinfrastruktur. Bis 2020 sollen 10% der Energieversorgung aus erneuerbaren Energiequellen stammen. Unter anderem wird derzeit für umgerechnet 241 Mio US$ (2 Mrd Yuan) eine Photovoltaik-Anlage von 18 MW im noch nicht elektrifizierten Westen des Landes gebaut. Pro kW mußten also 13400 US$ investiert werden. Im Vergleich zu einer gasbefeuerten Anlage (Kosten in Höhe von etwa 700 bis 900 US$ pro kW) sind die Investitionskosten also mehr als zehn mal so hoch. Dennoch lohnt es sich offenbar, denn Gasleitungen, geschweige denn Gas sind dort nicht vorhanden. Auch gibt es keinen Zugang zu elektrischen Netzen. Und zudem ist der Brennstoff – die Sonnenenergie – kostenlos. 

An diesen Beispielen sehen wir, wie verschiedene technische Verfahren zu recht unterschiedlichen Kosten zur Vermeidung der CO2-Emissionen führen. Da Energieinvestitionen in aller Regel den Weg der geringsten Kosten gehen, werden sich wohl jene Technologien am raschesten durchsetzen, die die niedrigsten Kosten versprechen. Allerdings sind diese Werte keine Konstanten, sondern zeitabhängig. Denn neue Erkenntnisse und die technische Innovation können die Kostenparameter der einzelnen Technologien rasch verändern, was aber keine neue Erkenntnis ist.

Der Emissionshandel wird auch die Beziehungen Europas zu den Entwicklungs- und Schwellenländern verändern. Europa, aber auch Japan und Kanada, später sogar die USA,  werden in zunehmendem Maße CO2-Guthaben, irgendwann womöglich Treibhausgas-Guthaben in diesen Ländern erwerben müssen, um ihre klimapolitischen Verpflichtungen erfüllen zu können. Derzeit kaufen die Industrieländer unter Ausnutzung des CDM-Mechanismus, der für die Kioto-Vertragsstaaten seit dem Jahre 2000 nutzbar ist, für knapp eine Mrd € CO2-Guthaben ein. Mit anderen Worten, die Entwicklungsländer verkaufen CO2-Guthaben im Austausch gegen Investitionen.  Für beide Seiten ist dies ein gutes Geschäft, wenngleich das Volumen noch relativ gering ist. Doch Schätzungen gehen davon aus, daß der Handel mit CO2-Guthaben schon in wenigen Jahren mehrere Milliarden Euro umfassen wird. In den nächsten Jahrzehnten wird er auf mehrere –zig Milliarden Euro ansteigen, wenn wir langfristig an der Klimapolitik festhalten.

Es bedarf nur geringer Phantasie, um sich die Folgen für die Beziehungen zwischen Europa und den Entwicklungsländern auszumalen. Für die Unternehmen ergeben sich neue Geschäftsmöglichkeiten. Es müssen aber auch neue Beziehungen zwischen den Regierungen und den Unternehmen, zwischen Banken und Investoren entwickelt werden, damit die Klimapolitik auf die Nord-Süd-Beziehungen möglichst bürokratiearm abgebildet werden kann.

Wenn so viel Geld im Spiel ist, dann darf auch gefragt werden, ob dieser künftige Kapitaltransfer zur Minderung der Armut beiträgt oder ob er lediglich die Kassen der Unternehmen füllt. Darauf muß bald eine Antwort gefunden werden. Erstaunlicherweise ist das Interesse an dieser für die Welt so wichtigen Frage aber – noch - gering.  

Und nun zu Vermutung Nummer 3, wonach die zu erwartenden Kosten der Energieerzeugung die Auswahl der Energietechnologien bestimmen werden.

Ein Land, das einen hohen Anteil seiner Elektrizität aus Kohle oder anderen fossilen Rohstoffen gewinnt, muß in den Nationalen Allokationsplänen Emissionsrechte für solche Anlagen vorsehen. Dazu gehört Deutschland, dessen Strompreise deshalb in Zukunft durch die zusätzlichen Belastungen aus dem Emissionshandel steigen werden. Länder wie Schweden, die bislang Strom aus Wasserkraft und Kernkraft erzeugen, bleiben von solch zusätzlichen Kosten verschont. Ihre Kraftwerke brauchen keine Emissionsrechte. In einem EU-Binnenmarkt für Strom, wo der Wettbewerb über den Preis erfolgt, ergeben sich deshalb zusätzliche Preisgradienten, die sich auf die Wettbewerbsfähigkeit der Stromerzeuger auswirken werden. Da sich der Endpreis aus vielen Komponenten zusammensetzt, kann wohl niemand konkrete Aussagen machen, wie der Strompreis in – sagen wir – 20 Jahren aussehen wird. Auch hängt viel davon ab, wieviele Emissionsrechte vergeben werden. Sicher ist nur, daß fossile Kraftwerke im Vergleich zur Kernkraft und den erneuerbaren Energien teurer werden.   

Länder, die sich von der friedlichen Nutzung der Kernenergie verabschieden wollen, müssen zusätzliche Kosten auf sich nehmen, wenn sie – was wohl unvermeidlich ist – Kernenergie durch fossile Kraftwerke ersetzen. Unterstellen wir einmal, daß in Deutschland alle Kernkraftwerke durch einen Mix an Kraftwerken ersetzt werden, wie er derzeit die deutsche Kraftwerkszene bestimmt, so werden knapp 110 Mio t CO2 zusätzlich erzeugt. Bei dieser Rechnung wird die 2003 in Kernkraftwerken erzeugte Menge an Strom von 165,1 TWh zugrunde gelegt und mit dem für den fossilen Kraftwerkspark durchschnittlichen Wert von 0,65 t CO2/MWh  multipliziert. Nur um die Emissionen im Stromsektor zu stabilisieren, müssten deshalb weitere 30% an Emissionen eingespart werden.

Dem könnte man entgegenhalten, daß durch erneuerbare Energien ebenfalls CO2 gespart wird. Dieser Wert liegt in Deutschland schätzungsweise bei 70 Mio t CO2, wenn man den bisherigen Kraftwerksmix zugrunde legt, der allerdings die Kernkraft mit umfasst. Deshalb ist die rot-grüne Bundesregierung bei ihrem mklimapolitischen Kurs auch guten Muts, weil sie unterstellt, daß bis 2010 20% des Stroms aus erneuerbaren Energiequellen und 80% aus modernsten fossilen Kraftwerken, einschließlich der Kraft-Wärme-Kopplung stammt. Wird zusätzlich noch die Energieeffizienz erheblich verbessert, dann lassen all diese Maßnahmen hoffen, daß wir in Deutschland zu einer Absenkung der CO2-Emissionen um 40% gegenüber dem Wert von 1990 kommen, obwohl wir aus der Kernenergie aussteigen.

Nun mag dies alles physikalisch möglich sein, doch werden dabei die Kosten übersehen, die auf die deutsche Wirtschaft zukommen. Dies wäre nicht weiter schlimm, wenn die wirtschaftlichen Konkurrenten ähnliche Kostensteigerungen zu verkraften hätten und damit Wettbewerbsneutralität hergestellt wäre. Doch dem ist nicht der Fall. Eine Reihe Länder werden die Laufzeit ihrer Kernkraftwerke verlängern und folglich mit abgeschriebenen Kraftwerken arbeiten, andere werden auf die kostenintensiven Programme zum Ausbau erneuerbarer Energien vielleicht verzichten, denn ihr Ausbau ist in der EU wohl erwünscht, aber nicht zwingend vorgeschrieben, und sie werden sich auf andere Maßnahmen verlegen.  Kurzum, der Wettbewerb im EU-Binnenmarkt und die Klimapolitik schränken den Handlungsspielraum der nationalen Energiepolitik zunehmend ein.

Längerfristig könnte sich der Wettbewerb um billigen Strom noch verschärfen, wenn die durchaus gut gemeinten Absichten der EU verwirklicht werden, mit Rußland und anderen Nachbarstaaten eine Energiepartnerschaft einzugehen, die diesen Ländern die Möglichkeiten bietet, am EU-Binnenmarkt für Energie voll teilzunehmen, ohne Mitglied der EU zu sein. Rußlands Energiewirtschaft stellt sich bereits heute darauf ein, in Zukunft nicht nur Öl und Gas an Europa zu verkaufen, sondern auch Strom, vorausgesetzt, das russische Stromnetz ist eines Tages an das der EU angeschlossen. 

Bereits jetzt plant Rußland, den Anteil der Kernkraft von derzeit etwa 12% auf 24% bis zum Jahre 2020 zu verdoppeln. Auch soll mehr Kohle eingesetzt werden, um Gas zu substituieren, mit dem heute noch etwa die Hälfte des russischen Stroms erzeugt wird. Das eingesparte Gas kann im Westen verkauft werden, wo es drei- bis viermal höhere Preise erlöst als in Rußland. 

Ob alle diese Pläne aufgehen, weiß heute niemand. Doch die Dinge sind auf den Weg gebracht. Und sicher ist auch, daß Rußland elektrischen Strom zu günstigeren Bedingungen anbieten wird als Deutschland. Sicher ist auch, daß unsere Umweltstatistik günstiger wird. Wir ersetzen Kohle und Kernkraft durch Gas, während Rußland Gas durch Kohle und Kernkraft ersetzt. Das ist jedenfalls die Perspektive. Doch damit werden weder die weltweiten CO2-Emissionen verringert noch nukleare Risiken gesenkt. Diese Politik ist ökonomisch wie ökologisch unsinnig. Sie verlagert lediglich Deutschlands Probleme auf den russischen Nachbarn. 

Wieviel Kohle durch Gas ersetzt wird, hängt von den Gesamtkosten ab. Strom aus Gas ist heute teuerer als Strom aus Kohle, vor allem aus Braunkohle. Doch kommen zu den Kosten der Rohstoffe die Kosten für CO2 hinzu, so dürfte bald Strom aus Gas billiger sein als aus Kohle. Steigt hingegen der Gaspreis, was anzunehmen ist, bleibt das Verhältnis wie es ist, das heißt, Strom in der Grundlast läßt sich am günstigsten aus Kohle, vor allem aus Braunkohle erzeugen.  

Diese Betrachtung beschreibt die Schwierigkeit, vor der heute die Kraftwerksbetreiber stehen. Ihr Handlungsspielraum besteht darin, nach Kostensenkungen Aussicht zu halten, die Belastungen durch den Emissionshandel so gering wie möglich zu halten, die Forschung zu fördern und Forschungsergebnisse früh in Investitionen zu verwandeln. Vor allem brauchen sie einen festen politischen Rahmen, der ihnen Berechenbarkeit verspricht. Und bei der Allokation von Emissionsrechten darf nicht mehr von ihnen verlangt werden, wie sie wirtschaftlich und technisch verkraften können. 

Das verlangt nach größerer Harmonisierung innerhalb der EU. Es gibt keinen anderen Weg, um Wettbewerbsverzerrungen zu verhindern. Gleichzeitig muß sich die EU nach außen hin öffnen, damit die flexiblen Instrumente aus dem Kioto Protokoll – JI und CDM – genutzt werden können, um mit möglichst geringem Aufwand eine möglichst große Menge an Treibhausgasen rasch einzusparen.

Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) hat im Jahr 2004 untersucht, wie sich die Einführung des Emissionshandels auf die Energiebranche auswirken wird (Wochenbericht 31/2004). Die Ergebnisse der Simulation von zwei Szenarien mittels eines spieltheoretischen Modells für den europäischen Strommarkt (EMELIE) lassen sich wie folgt zusammenfassen:

· Unternehmen mit einem großen Portfolio an einsetzbaren Technologien und damit einem ausgeglichenen Energieträgermix werden mit geringen Kostensteigerungen davonkommen. Dabei handelt es sich in der Regel um große Unternehmen. Manch kleines Unternehmen muß hingegen mit zum Teil drastischen Gewinneinbußen rechnen. Wenn diese im Prinzip plausible Beobachtung stimmt, dann verstärkt der Emissionshandel die Tendenz zur Kooperation oder zu Zusammenschlüssen, sprich zur Konzentration.

· Der Handel mit Emissionsrechten bewirkt einen Anstieg des Strompreises.

· Wer kosteneffizient und gleichzeitig umwelt- bzw. klimaschonend Strom erzeugt, hat einen Wettbewerbsvorteil.

· Strom aus fossilen Energiequellen wird teurer. Da Braunkohle, bzw. Steinkohle aus Gründen der Chemie einen doppelt so hohen Ausstoß an CO2 pro kWh haben als Gas, wird von vielen Beobachtern Erdgas als Gewinner betrachtet. Sollte aber, was längerfristig zu vermuten ist, der Preis von importiertem Gas schneller steigen als der Weltmarktpreis von Steinkohle, so wird die Kohle den Vorteil haben. Das gilt dann auch für Braunkohle, die ohnehin nicht international gehandelt wird.

· Erneuerbare Energien werden schneller die Wettbewerbsfähigkeit erreichen.

· Die europäische Klimapolitik forciert den technischen Wandel und verschafft den Europäern längerfristig Wettbewerbsvorteile.

Das DIW empfiehlt der deutschen Energiebranche, Umstellungen bei der Stromerzeugung möglichst bald vorzunehmen.

Würde man ein französisches oder finnisches Institut mit der Untersuchung betrauen, so würden auch die Vorteile der Kernenergie betont. So wie die Erneuerbaren im laufenden Betrieb kein CO2 erzeugen, so stoßen auch Kernkraftwerke keine Treibhausgase aus. Für ein Unternehmen drückt sich diese Eigenschaft in geldwerten Vorteilen aus. Muß ein KKW einen Tag stillgelegt werden und muß der ausgefallene Strom von einem Kohlekraftwerk bezogen werden, so betragen die Zusatzkosten durch CO2 je nach dessen Marktpreis gleich mehrere hunderttausend Euro. Es ist deshalb nicht überraschend, daß in Europa wieder über die Kernenergie gesprochen wird. Jüngste Beispiele sind der Vorschlag der polnischen Regierung, bis spätestens 2022 das erste Kernkraftwerk des Landes in Betrieb zu nehmen und die Überlegungen der italienischen Regierung, Kernkraftwerke im eigenen Land zu bauen und nicht bloß Nuklearstrom bei den Nachbarn zu kaufen. 

Ein Kernkraftwerk erzeugt Strom rund um die Uhr, deckt also die Grundlast ab. Erneuerbare Energiequellen wie Wind oder Solarenergie im engeren Sinne stehen nur zur Verfügung, wenn der Wind bläst oder die Sonne scheint. Allerdings ist nicht auszuschließen, daß es im Laufe der Jahre möglich sein wird, virtuelle Kraftwerke zu bauen, die aus verschiedenen regenerativen Energiequellen bestehen und die derart intelligent gesteuert werden, daß sie eine Lastkurve erzeugen, die der eines Grundlastkraftwerks zumindest nahe kommt. Wann ein solches Kraftwerk zum Standard wird, hängt natürlich von den Kosten ab. 

Wie der Zertifikatshandel sich auf die Windenergie auswirkt, zeigt folgende Beobachtung. Im Januar 2005 produzierten die Windanlagen in Deutschland einige Stunden lang bis zu 13 000 MWh. Die Stürme sorgten für ausreichend Wind. Was die Windanlagen mehr an Strom erzeugten, mußten konventionelle Kraftwerke weniger erzeugen. Dementsprechend sank die Emission von CO2. Legt man den deutschen Strommix zugrunde, dann entspricht diese Strommenge etwa 7000 t CO2, oder ca. 47000 €. Diese Zertifikate können die Unternehmen in windstillen Zeiten wieder verkaufen, wenn sie vermehrt Strom aus Kohlekraftwerken erzeugen müssen.   

Sollte der Strompreis ansteigen, erhält selbst die Photovoltaik eine Marktchance. Denn der Strombedarf ist vor allem in der Tagesmitte sehr hoch und für solchen Spitzenstrom wird ein guter Preis bezahlt. Doch genau zur Tagesmitte steht die Sonne im Zenith und die Solaranlagen erzeugen ein Maximum an Strom. In zehn oder zwanzig Jahren könnten PV-Anlagen zumindest im sonnenreichen Süden wirtschaftlich Spitzenstrom erzeugen.

Die wachsende Bedeutung der Erneuerbaren reicht weit in die Agrarpolitik hinein. Im Jahre 2010 soll nach Auffassung des internationalen Getreiderats jede achte Tonne Getreide, das sind 200 Mio t, nicht mehr auf dem Teller oder im Futtertrog landen, sondern zu Alkohol, Malz oder Stärke verarbeitet werden. Bereits heute werden 40 Mio t Getreide weltweit zu Industriealkohol verarbeitet, der in aller Regel Mineralöl im Straßenverkehr ersetzt. Vermutlich wird es nicht lange dauern, bis auch der Verkehrsbereich in den Emissionshandel einbezogen wird, denn dies ist der einzige Sektor, der auch in Europa erhebliche Zuwachsraten verzeichnet und ohne dessen Zähmung klimapolitische Fortschritte schwer zu erreichen sind. 

Einen möglichen Ausweg könnten synthetische Kraftstoffe weisen, hergestellt aus Erdgas oder aus biologischen Abfällen. Und auf die Gefahr hin, daß es nicht politisch korrekt ist, soll doch auf die Möglichkeit verwiesen werden, den Verbrauch von Mineralöl im Verkehr durch Erdgas zurückzudrängen und Erdgas in der Grundlast durch Kernenergie zu ersetzen. Eine solche Strategie hätte zumindest den Charme, die Energieimportabhängigkeit Europas zu beherrschbaren und wirtschaftlichen Bedingungen zu verringern und dabei noch die Emission von Treibhausgasen zu verringern.  

Bleibt die Frage nach der Zukunft der Kohle. Nach allem, was wir heute wissen, wird die Kohle in Europa und der Welt noch viele Menschengenerationen lang eine Schlüsselrolle bei der Energieversorgung spielen. Doch wie macht man Kohle klimaverträglich?

Nach unserem heutigen Kenntnisstand kann die Kohle sehr wohl klimaverträglich genutzt werden. Zum einen kann der Wirkungsgrad der Verbrennung noch erheblich gesteigert werden. 55 oder 60% sind keine bloßen Träumereien mehr. Auch kann CO2 vor oder nach der Verbrennung in einen Kraftwerk abgetrennt werden und anschließend unter die Erde gebracht werden. Die Sequestrierung, wie dieser Vorgang auch genannt wird, ist technisch prinzipiell möglich. Die Frage ist nur, wie teuer kommt dieses Verfahren. 

Haben wir bislang von der Angebotsseite gesprochen, so verdient auch die Nachfrage nach Energie große Aufmerksamkeit. Der intelligente Umgang mit Energie wird in zunehmendem Maße zum Maßstab der Reife unserer Zivilisation. Wird Energie, wird Strom des CO2-Preises wegen teurer, werden Investitionen in einen sparsameren Umgang mit Energie wirtschaftlicher. Der CO2-Emissionshandel beschleunigt die Durchdringung unserer Lebens- und Arbeitswelt mit Technologien, die bei gleichem Komfort weniger Energie verbrauchen. Es ist nicht ausgeschlossen, daß wir eines Tages mit 2000 Watt pro Person auskommen können, ohne unseren Lebensstandard einschränken zu müssen. 

Die Besteuerung der einzelnen Energieträger ist in Europa sehr unterschiedlich und hat in aller Regel keinen Bezug zur Klimapolitik. Im Gegenteil, wie die Europäische Umweltagentur  erst jüngst in einer Mitteilung bekannt gab, betragen die Energie-Subventionen in der EU-15 für feste Brennstoffe, Öl und Gas um die 23,9 Mrd € bei lediglich 5,3 Mrd € für Erneuerbare. Der internationale Luft- und Seeverkehr ist zudem von der Besteuerung ausgenommen.   Ausnahmen sind lediglich Norwegen, kein Mitglied der EU, wo auf CO2 eine Steuer erhoben wird, weshalb dort bereits heute die Sequestrierung von CO2 wirtschaftlich ist. Steuern sind ein wesentlicher Bestandteil des Energiepreises. Sie beeinflussen auch den Preis für CO2-Emissionsrechte. Eher früher als später wird sich die EU über die Frage Gedanken machen müssen, ob nicht doch die Besteuerung der Energie stärker als bisher harmonisiert werden muß, um vor allem jene Technologien zu bevorzugen, die Treibhausgasemissionen verringern helfen. 

 Die drei Vermutungen werden durch die Erfahrung gestützt, daß Energiepolitik in aller Regel über den Preis erfolgt. Ist Energie teuer, wird an ihr gespart. Ist sie billig, wird sie verschwendet. Auch kann die Versorgung von Energie politisch genutzt werden. Wer über Öl verfügt, kann den erpressen, der kein Öl hat. Energieabhängigkeit verstärkt deshalb den Zwang, den Bezug von Energie zu einem Thema der Außenpolitik zu machen.

Abschließend noch eine hoffnungsvolle Bemerkung. Die proaktive Klimapolitik ermutigt uns zu einem intelligenten Umgang mit Energie und Rohstoffen. Selbst dann, wenn es sich am Schluß herausstellen sollte, daß die Klimatologen mit ihren Warnungen irrten, wäre es richtig, mit Energie sparsamer umzugehen. Wir sparen knappe Ressourcen. Und unsere Industrie lernt, noch effizientere Anlagen und Geräte zu bauen. Eine derart intelligente Technik verbessert auch unsere Wettbewerbsfähigkeit und sichert Arbeitsplätze. Es ist deshalb ratsam, daß sich alle Teilnehmer auf diesen Paradigmawechsel rechtzeitig umstellen. Dann wäre diese herkuleische Aufgabe sogar zu bewältigen.
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